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Einleitung 

„Le respect du droit étranger fait partie des exigences inhérentes à la formation de [la société 
internationale].“ 

Henri Motulsky1 
 

A. Ausgangspunkt 

Strafschadensersatz ist ein Element des common law, das in Kontinentaleuropa 
mit einer Mischung aus Faszination und Verwunderung beobachtet wird.2 So-
genannte „blockbuster awards“3, bei denen sehr hohe Summen zugesprochen 
werden, haben hierzulande für Schlagzeilen gesorgt4 – allen voran der berühmt 
gewordene Fall Liebeck v. McDonald's Restaurants5, in dem einer Frau wegen 
durch heißen Kaffee erlittener Verbrennungen mehrere hunderttausend Dollar 
an amerikanischen punitive damages zugesprochen wurden. Für europäische 
Unternehmen kann Strafschadensersatz ausländischer Rechtsordnungen eine 
große Bedeutung haben. Bei Unglücksfällen wird häufig versucht, in den Ver-
einigten Staaten zu klagen, um dort neben kompensatorischer Entschädigung 
auch Strafschadensersatz geltend machen zu können.6 Europäischen Unterneh-
men, die auf Märkten wie den USA tätig sind, sehen sich im Falle von Produkt-
haftung dem Risiko von Strafschadensersatz ausgesetzt.7 
                                                                    

1 Écrits – Études et notes de droit international privé, 1978, p. 153. 
2 Mörsdorf-Schulte etwa spricht aus deutscher Perspektive von einer „Hassliebe“: NJW 

2006, 1184. 
3 Als blockbuster awards werden in der Regel solche Entscheidungen bezeichnet, in denen 

Strafschadensersatz von mindestens 100 Millionen $ zugesprochen wird, siehe nur Del 
Rossi/Viscusi, American Law and Economics Review, Vol. 12 (2010), 116. 

4 Siehe etwa die Nachweise bei Ryan, Global Jurist Advances, Vol. 3 (2003), Issue 1, 1 
(8 ff.). 

5 Stella Liebeck v. McDonald's Restaurants, P.T.S., Inc. and McDonald's International, Inc.,  
Urteil des New Mexico District Court vom 18.8.1994. 

6 So beispielsweise wegen des Untergangs des Schiffs Costa Concordia vor Italien, siehe 
zu diesem Fall Perrella, in: van Boom/Wagner (Hrsg.) Mass Torts in Europe: Cases and 
Reflections, 2014, S. 73 (84 ff., Rn. 4/41 ff.). 

7 So wird beispielsweise von manchen gemutmaßt, dass gegen den deutschen Automobil-
hersteller Volkswagen wegen manipulierter Abgaswerte von in den USA verkauften Fahr-
zeugen Strafschadensersatzansprüche geltend gemacht werden könnten, siehe etwa Jürgen 
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Wenngleich kontinentaleuropäische Rechtsordnungen Strafschadensersatz 
im engeren Sinne nicht kennen, kommt es vor, dass sich auch die dortigen Ge-
richte mit diesem Rechtsinstitut zu befassen haben, etwa bei der Anerkennung 
oder Vollstreckung ausländischer Entscheidungen oder der Anwendung auslän-
dischen Rechts.8 In einigen europäischen Ländern hatten Gerichte schon über 
die Behandlung ausländischen Strafschadensersatzes zu befinden.9 Die dabei 
getroffenen Entscheidungen offenbaren bisweilen die kulturellen Unterschiede 
zwischen common law und civil law.10 Aber auch in Rechtsordnungen, deren 
Gerichte bislang noch nicht mit ausländischem Strafschadensersatz konfron-
tiert waren, wird im Schrifttum die Vereinbarkeit mit dem ordre public disku-
tiert.11 

Deutsche Gerichte, bis hin zum Bundesgerichtshof und dem Bundesverfas-
sungsgericht, waren schon in einigen Fällen mit ausländischem Strafschadens-
ersatz befasst, meist in Form amerikanischer punitive damages. Damit stellen 
deutsche Entscheidungen die Mehrheit unter den Fällen europäischer Gerichte, 
die sich mit Strafschadensersatz befassen.12 Der deutsche Bundesgerichtshof 
war dabei die erste höchstrichterliche Instanz in Europa, die sich zur Frage der 
Anerkennungs- und Vollstreckungsfähigkeit amerikanischer punitive damages 
äußerte.13 Er entschied im Jahr 1992, dass ein Urteil über Strafschadensersatz 
grundsätzlich nicht mit dem ordre public vereinbar sei, es sei denn, dass mit 
dem Strafschadensersatz restliche, nicht besonders abgegoltene oder schlecht 
nachweisbare wirtschaftliche Nachteile pauschal ausgeglichen oder vom Schä-
diger durch die unerlaubte Handlung erzielte Gewinne abgeschöpft werden sol-
len.14 Doch nicht nur die Rechtsprechung hat sich in Deutschland mit auslän-
dischem Strafschadensersatz befasst, sondern auch der Gesetzgeber ist diesbe-
züglich tätig geworden: In Gestalt von Art. 40 EGBGB erließ er eine Regelung, 
die sich speziell dem kollisionsrechtlichen Umgang mit Strafschadensersatz 
widmet. Die intensive Auseinandersetzung mit Strafschadensersatz durch Ge-
richte und Gesetzgeber hat zu einer lebhaften Debatte im deutschen Schrifttum 

                                                                    
Hennemann im Interview mit SpiegelOnline, abrufbar unter folgendem Link (zuletzt 
abgerufen am 8.1.2018): ‹http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/volkswagen-muss-
zivilklagen-in-den-usa-fuerchten-a-1054805.html›. 

8 Dazu Coderch, ZEuP 2001, 604. 
9 Etwa in Italien, Spanien, Griechenland und Portugal. Näher zu diesen Entscheidungen 

unten in Kapitel 5, § 1, A. II. 9. a). 
10 Dazu aus Sicht eines im common law praktizierenden Juristen Wells, 70 La. L. Rev. 

(2009–2010), 557. 
11 Zum Beispiel in Bezug auf Slowenien Gutta, The Enforcement of EU Competition Rules 

by Civil Law, 2015, S. 245 f. 
12 Meurkens, in: Liber amicorum van Maanen, 2014, S. 267 (290). 
13 Gardette, RGDA 1996, 205. 
14 BGH, Urteil vom 4.6.1992 – IX ZR 149/91, BGHZ 118, 312; NJW 1992, 3096. 
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geführt. Manche sprechen gar von einer „Lawine von schriftstellerischen Stel-
lungnahmen“, die verfasst wurden.15 Im Hinblick auf die oft sehr kritische Hal-
tung gegenüber diesem ausländischen Rechtsinstitut wird Strafschadensersatz 
hierzulande ein „denkbar schlechter Ruf“ attestiert.16 Die in Deutschland ge-
führte Debatte hat dabei auch die Rechtsprechung in anderen europäischen 
Staaten beeinflusst.17 

In Frankreich hingegen scheint schon seit langem eine größere Aufgeschlos-
senheit gegenüber Strafschadensersatz zu bestehen. Dies zeigt sich etwa darin, 
dass schon seit einigen Jahren sehr konkret über die Einführung von Strafscha-
densersatz ins französische Zivilrecht diskutiert wird. Die Frage der Anerken-
nung und Vollstreckbarkeit ausländischen Strafschadensersatzes in Frankreich 
blieb aber lange Zeit ungeklärt.18 Noch im Jahr 2010 merkten Autoren an, dass 
sich eine Diskussion über die Anerkennungsfähigkeit von Entscheidungen, die 
Strafschadensersatz zusprechen, weder in der französischen Rechtsprechung 
noch im Schrifttum abzeichne.19 Dies änderte sich, als sich noch im selben Jahr 
der oberste Gerichtshof in Zivilsachen, die Cour de cassation, erstmals zu die-
ser Frage äußerte. In der Rechtssache Fountaine Pajot entschied der Kassati-
onshof, dass die Vollstreckung von Urteilen über Strafschadensersatz nicht ge-
gen den ordre public verstoße, es sei denn, die zugesprochene Höhe ist unver-
hältnismäßig.20 Dadurch unterscheidet sich die Rechtsprechung in Deutschland 
und Frankreich zur Vollstreckbarkeit von Urteilen über Strafschadensersatz di-
ametral: Das Regel-Ausnahme-Verhältnis ist in beiden Ländern umgekehrt. 
Diese Divergenz in der Behandlung von Strafschadensersatz bietet Anlass, die 
unterschiedlichen Ansätze miteinander zu vergleichen.21 

Zu Recht wird der Entscheidung in Fountaine Pajot das Potenzial zuge-
schrieben, nicht nur für die Frage der Anerkennung von Strafschadensersatz 

                                                                    
15 So Sandrock, in: FS Sonnenberger, 2004, S. 615 (645). In ähnlichem Sinne Laugwitz, 

Die Anerkennung und Vollstreckung drittstaatlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels-
sachen, 2017, S. 261, die von einer „abundanten deutschen Literatur“ spricht. 

16 Medicus, JZ 2006, 808 (809). 
17 So ist etwa Machnikowski und Margonski zufolge in der Entscheidung des polnischen 

Obersten Gerichts vom 11.10.2013 – I CSK 697/12 ein Einfluss aus Deutschland erkennbar: 
IPRax 2015, 453 (456). 

18 Siehe etwa noch im Jahre 2007 Furtak, in: Gottschalk/Michaels/Rühl/von Hein (Hrsg.), 
Conflict of Laws in a Globalized World, 2007, S. 267 (273 f.): „To what extent France’s 
highest court would consider American punitive damages awards to be in conflict with 
French public order remains to be tested.“ 

19 So noch Kunkler, Das internationale Zivilverfahren im französischen Rechtskreis, 2010, 
S. 279. 

20 C. Cass., 1re ch. civ., Urteil vom 1.12.2010, pourvoi n° 09-13-303. 
21 In diesem Sinne Meurkens, Punitive Damages, 2014, S. 326: „The French attitude from 

a private international law perspective can be contrasted to, for example, the German atti-
tude.“ 
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richtungsweisend zu werden, sondern darüber hinaus die Debatte um die Zwe-
cke deliktischer Haftung europaweit neu zu entfachen.22 Dies gilt insbesondere 
im Hinblick darauf, dass in Deutschland und Frankreich derzeit über eine wei-
tere Pönalisierung des Zivil- und Wirtschaftsrechts, sei es durch die Einführung 
von Strafschadensersatz oder die Schaffung eines Unternehmensstrafrechts, 
diskutiert wird.23 Die Forderung nach der Einführung von Strafschadensersatz 
ins nationale Recht hat nunmehr auch dadurch Auftrieb gewonnen, dass der 
EuGH kürzlich die Aussage traf, dass die Einführung solcher Maßnahmen 
durch bestimmte Sekundärrechtsakte nicht verboten sei.24 

Der Behandlung ausländischen Strafschadensersatzes kommt auch insofern 
eine hohe Aktualität zu, als dieses Rechtsinstitut zunehmend Einzug in andere 
Rechtsordnungen hält. So hat etwa China in jüngerer Zeit Strafschadensersatz 
zugunsten von Verbrauchern eingeführt,25 während über Korea berichtet wird, 
dass dort Dreifach-Schadensersatz geschaffen worden sei.26 Auch in den USA, 
wo Strafschadensersatz in einigen Bundesstaaten eine lange Tradition hat, lässt 
sich eine Ausweitung der sogenannten punitive damages erkennen.27 Die Be-
deutung ausländischen Strafschadensersatzes für europäische Gerichte dürfte 
daher in Zukunft weiter zunehmen. 

B. Problematik und Zielsetzung 

Die Entscheidung in Fountaine Pajot soll zum Anlass genommen werden, zu 
untersuchen, inwieweit sich das deutsche und französische Recht gegenseitig 
Orientierung geben können, wie mit ausländischem Strafschadensersatz umzu-
gehen ist. Dass eine solche rechtsvergleichende Betrachtung bei der Entschei-
dungsfindung zum Umgang mit ausländischem Strafschadensersatz einen Bei-
trag leisten kann, hat die Rechtssache Fountaine Pajot gezeigt: Der Berichter-
statter der Cour de cassation schreibt, dass bei den Beratungen der Kammer 
rechtsvergleichende Erwägungen einen entscheidenden Einfluss hatten.28  Im 

                                                                    
22 So Fuchs, in: FS von Hoffmann, 2011, S. 776 (777). 
23 Zu der in Deutschland geführten Diskussion über eine Unternehmensstrafe siehe etwa 

Heuking/von Coelln, BB 2014, 3016. 
24 Urteil der 5. Kammer vom 25.1.2017, Rs. C 367/15, Rn. 28, in Bezug auf die Richtlinie 

2004/48. 
25 Dazu Wang, PHi 2014, 94; Johnson, Front. Law China. 2014, 321 sowie aus rechtsver-

gleichender Sicht Koziol, Front. Law China. 2014, 308. 
26 Jeong, in: Hess (Hrsg.), Die Anerkennung im Internationalen Zivilprozessrecht – Euro-

päisches Vollstreckungsrecht, 2014, S. 79 (88). 
27 Beispielsweise durch die Zulassung des Supreme Court of the State of New York von 

Anträgen Asbestgeschädigter auf Strafschadensersatz, siehe die Meldung in PHi 2014, 93. 
28 Pluyette, in: Cachard/Nau (Hrsg.), Europäisches Privatrecht in Vielfalt geeint. Einheits-

bildung durch Gruppenbildung im Unternehmensrecht?/Droit privé européen: l’unité dans 
la diversité. Convergences en droit de l’entreprise?, 2012, S. 45 (51). 
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Hinblick auf diesen Nutzen der rechtsvergleichenden Analyse soll die vorlie-
gende Arbeit untersuchen, ob die deutsche Rechtsprechung zur Anerkennung 
und Vollstreckbarkeit ausländischer Entscheidungen über punitive damages an-
gesichts des Urteils Fountaine Pajot überdacht werden sollte. Darüber hinaus 
soll der Frage nachgegangen werden, ob die Rechtslage in Deutschland, wo 
Gesetzgeber und Justiz sich bereits intensiv mit dem Umgang mit überkom-
pensatorischem Schadensersatz auseinandergesetzt haben, Orientierung geben 
kann, wie Gerichte in Frankreich mit ausländischem Strafschadensersatz in 
denjenigen Konstellationen umgehen sollten, zu denen sich die französische 
Rechtsprechung noch nicht geäußert hat, d.h. in Fällen, in denen es nicht um 
die Anerkennung oder Vollstreckbarkeit ausländischer Entscheidungen geht, 
sondern um die Anwendung ausländischen Rechts oder Rechtshilfeverfahren. 
Schließlich soll auch der Frage nachgegangen werden, wie die von der Cour 
de cassation getroffene Aussage, dass unverhältnismäßig hohe Strafschadens-
ersatzbeträge nicht vollstreckt werden können, sich in der Praxis durch die Ge-
richte festmachen lässt. Zu diesem Zweck soll untersucht werden, ob sich dem 
Recht Deutschlands oder dem dortigen Schrifttum Ansätze entnehmen lassen, 
die auf die in Frankreich vorzunehmende Verhältnismäßigkeitsprüfung über-
tragbar wären. 

C. Eingrenzung der Thematik 

Ihrer Zielrichtung entsprechend beschränkt sich die vorliegende Arbeit darauf, 
die Behandlung von Strafschadensersatz durch deutsche und französische Ge-
richte zu untersuchen und zu vergleichen. Auf die Behandlung von ausländi-
schem Strafschadensersatz durch die Gerichte anderer Rechtsordnungen wird 
nur punktuell eingegangen, dort wo diese Verweise Erkenntnisse versprechen, 
die für die Diskussion in Deutschland oder Frankreich nutzbar gemacht werden 
können. Darüber hinaus wird im Hinblick auf das umfangreiche bereits vor-
handene Schrifttum zum Strafschadensersatz im materiellen Recht anderer 
Rechtsordnungen darauf verzichtet, dieses ausländische Rechtsinstitut näher 
darzustellen.29  

                                                                    
29 Siehe zum Strafschadensersatz nach amerikanischen Recht etwa Trapp, in: FS Rauscher, 

2005, S. 157; Cordewener, JA 1998, 168; Meurkens, Punitive Damages, 2014, S. 13 ff.; Her-
bots, in: Liber amicorum Guy Horsmans, 2004, S. 511; Beermann, DAJV-NL 2007, 140; 
Naumann, in: L’efficacité des mesures de lutte contre la contrefaçon, 2006, S. 87; zum eng-
lischen Recht beispielsweise Marx, Exemplary damages im englischen Recht, S. 199; Stoll, 
in: FS Henrich, 2000, S. 593 und zum Strafschadensersatz im brasilianischen Recht Martins-
Costa/Souza Pargendler, RIDC 2006, 1145; da Silva Filho, in: White (Hrsg.), Law and 
Social Economics, 2015, S. 183; zu Strafschadensersatz und argentinischem Recht Picasso, 
RdC 2010, 1107; zum Strafschadensersatz in Israel Englard, JETL 2012, 1 (9 f.); zu 
exemplary damages im australischen Recht Vanleenhove/de Bruyne, University of Western 
Australia Law Review, Vol. 42 (2017), 166 (170 ff.). Rechtsvergleichend zum Strafscha-
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D. Definitionen und Begriffe 

Um den Umgang mit ausländischem Strafschadensersatz untersuchen zu kön-
nen, bedarf es zunächst einer Begriffsfestlegung, da die im Zusammenhang mit 
pönalem Schadensersatz üblichen Begrifflichkeiten sehr unterschiedlich ver-
wendet werden. Selbst in den Rechtsordnungen, deren nationales Recht Straf-
schadensersatz kennt, wird dieser nicht einheitlich bezeichnet. Während meist 
von punitive damages gesprochen wird, werden andere Formen des überkom-
pensatorischen Schadensersatzes oftmals als multiple damages sowie vindica-
tive damages bezeichnet. Sonderfälle davon bilden die double oder treble da-
mages, bei denen der Schadensersatz verdoppelt oder verdreifacht wird.30 Im 
englischen Recht wird häufig von exemplary damages gesprochen, wenn von 
Schadensersatz mit abschreckender Wirkung die Rede ist.31 Der Begriff puni-
tive damages wird oftmals als Oberbegriff für diese unterschiedlichen Erschei-
nungsformen verwendet.32 Zu Recht aber wird im Schrifttum auf die Unter-
schiede zwischen punitive damages und anderen Formen des überkompensato-
rischen Schadensersatzes hingewiesen.33 

Die deutsche Rechtsprechung benutzt im Zusammenhang mit pönalen Ele-
menten oftmals Begriffe wie „Sanktion“ und „Strafe“ – häufig auch in Zusam-
mensetzungen mit „-charakter“ oder „-wirkung“.34 Von „Privatstrafe“ spricht 
der BGH im Zusammenhang mit pönalen Elementen des nationalen Zivilrechts, 
während er im Kontext von ausländischem Schadensersatz, der eine pönale 
Zielrichtung verfolgt, von „Strafschadensersatz“ spricht.35 Diese Terminologie 
ähnelt derjenigen der französischen Cour de cassation, welche bezogen auf 

                                                                    
densersatz in unterschiedlichen Rechtsordnungen Gotanda, Supplemental Damages in Pri-
vate International Law, 1998, S. 196 ff.; ders., 42 Colum. J. Transnat'l L. (2003–2004), 391; 
ders., Recueil des Cours de l’Académie de droit international de La Haye 2007, 73 (324); 
Jauffret-Spinosi, LPA 20.11.2002 n° 232, 8, sowie die Länderberichte in Koziol/Wilcox 
(Hrsg.), Punitive Damages: Common Law and Civil Law Perspectives, 2009, S. 7 ff. 

30 Drolshammer/Schärer, SJZ 1982, 309 (313). 
31 Lew, in: Rovine (Hrsg.), Contemporary Issues in International Arbitration and Mediation, 

2008, S. 153 (156); Pierre, RJO 2014, 23 (24). 
32 Drolshammer/Schärer, SJZ 1982, 309 (313). 
33 Siehe etwa Haas, Multiple damages – Mehrfacher Schadensersatz, 2016, S. 89 ff., dem 

zufolge multiple damages als rechtlich eigenständig zu erachten sind und diese keinen Un-
terfall der punitive damages darstellen. 

34 Siehe die Nachweise bei Dornheim, Sanktionen und ihre Rechtsfolgen im BGB unter 
besonderer Berücksichtigung des § 241a BGB, 2005, S. 24 ff. Aus jüngerer Zeit etwa BGH, 
Beschluss vom 12.01.2012 – I ZB 43/11, NJW-Spezial 2012, 176; BGH, Urteil vom 18. 10. 
2012 – III ZR 106/11, NJW 2012, 3718. 

35 Von „Privatstrafe“ spricht der BGH etwa in einem Urteil vom 29.11.1994 – VI ZR 93/94, 
NJW 1995, 781, von „Strafschadensersatz (punitive damages)“ in einem Urteil vom 4.6.1992 
– IX ZR 149/91, NJW 1992, 3096. 
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Vorschriften des französischen Rechts üblicherweise von peine privée (Privat-
strafe) spricht36, während hinsichtlich ausländischen Strafschadensersatzes die 
Bezeichnung dommages (-intérêts) punitifs gebraucht wird.37 

Im französischen Schrifttum wird Strafschadensersatz üblicherweise als 
Schadensersatz definiert, dessen Ziel darin besteht, über die Wiederherstellung 
des erlittenen Schadens hinaus zu sanktionieren.38 Manche französische Auto-
ren wollen zudem begrifflich zwischen Strafschadensersatz im engeren Sinne 
(dommages-intérêts punitifs stricto sensu) und konfiszierendem Schadenser-
satz (dommages-intérêts confiscatoires) unterscheiden.39 Letzterer meint eine 
Abschöpfung von Beträgen, ähnlich wie dies in Deutschland als Gewinnab-
schöpfung bezeichnet wird. 

Im deutschsprachigen Schrifttum wird die Übersetzung von punitive dama-
ges mit „Strafschadensersatz“ bisweilen kritisiert. Nach Ansicht mancher Stim-
men in der Literatur nütze eine Übersetzung nichts, da das deutsche Recht ei-
nen solchen Schadensersatzanspruch nicht kenne.40 Richtig jedenfalls ist, dass 
der wörtlichen Übersetzung keine allzu große Bedeutung beigemessen werden 
sollte, da die Unterschiede zwischen den Rechtssystem zu groß sind, als dass 
sie durch die Übersetzung zum Ausdruck gebracht werden könnten.41 Manche 
Autoren wollen statt des Begriffs „Strafschadensersatz“ die Übersetzung „Pri-
vatstrafe“ verwenden, da dieser Begriff unseres Rechts den wesentlichen As-
pekt, nämlich die Belastung des Schuldners über den Nachteil des Gläubigers 
und über seinen eigenen Vorteil hinaus, um den Schuldner für ein bestimmtes 
unerwünschtes Verhandeln mit einer Sanktion zu belegen, am ehesten treffe. 42 
Allerdings ist auch der Begriff „Privatstrafe“ nicht eindeutig.43 Manche Auto-
ren wollen nur solche Sanktionen als Privatstrafe auffassen, die nicht dem Aus-
gleich eines erlittenen Schadens dienen, das heißt allein einen bestrafenden 
Zweck verfolgen.44 Andere hingegen wollen den Begriff weiter fassen und da-

                                                                    
36 So etwa C. Cass., 1re ch. civ., Urteil vom 9.4.2014, pourvoi n° 13-16348. 
37 So beispielsweise in Bezug auf die astreinte in C. Cass., 2e ch. civ., Urteil vom 7.7.2011, 

pourvoi n° 10-20296. 
38 Zum Begriff auch Mor/Heurton, Évaluation du préjudice corporel, 2010, S. 26 f. sowie 

Vignon-Barrault, in: Cayrol (Hrsg.), La notion de dommages-intérêts, 2016, S. 299 (300). 
39 Laithier, in: Ferrier/Pélissier (Hrsg.), L’entreprise face aux évolutions de la responsabi-

lité civile, 2012, S. 122 ff.  
40 So Schwintowski, NJW 2003, 632 (633). 
41 Drolshammer/Schärer, SJZ 1982, 309 (313). 
42 Gregor, Das Bereicherungsverbot, 2012, S. 227. Von Privatstrafe wird in der Literatur 

üblicherweise gesprochen, wenn die vom Täter zu zahlende Geldsumme den Schaden über-
steigt, siehe Großfeld, Privatstrafe, 1961, S. 11. 

43 Jansen, JZ 2005, 160 (169), dem zufolge der Begriff der Privatstrafe gänzlich ungeklärt 
ist. 

44 So Jansen, a.a.O. 
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runter alle Sanktionen fassen, die über den vermögensrechtlichen Schaden hin-
ausgehen.45 Auch diese Übersetzung wäre demnach nicht so eindeutig, wie dies 
bisweilen suggeriert wird. 

Zwecks einheitlicher Verwendung der Begriffe wird sich die vorliegende 
Arbeit an der deutschen und französischen Rechtsprechung orientieren und in 
Bezug auf Elemente des deutschen und französischen Rechts den Begriff „Pri-
vatstrafe“ verwenden sowie hinsichtlich ausländischen pönalen Schadensersat-
zes von „Strafschadensersatz“ sprechen. 

Darüber hinaus wird in Anlehnung an die im BGB verwendete Terminologie 
der Begriff „Schadensersatz“ statt „Schadenersatz“ verwendet.46 

E. Gang der Untersuchung 

Für die Behandlung von Strafschadensersatz im internationalen Rechtsverkehr 
ist die Auslegung des ordre public maßgeblich. Diese wiederum hat sich an den 
Maßstäben des jeweiligen materiellen Rechts zu orientieren. Zu diesem Zweck 
werden im ersten Teil dieser Arbeit das französische und deutsche Recht da-
raufhin untersucht, inwieweit sie Abweichungen vom Ausgleichsprinzip ken-
nen. Ausgehend von den dort vorhandenen pönalen Elementen wird in einem 
zweiten Schritt die Frage der Versicherbarkeit gegen Privatstrafen zu erörtern 
sein, da die Absicherung gegen die mit einer Verurteilung zu Strafschadenser-
satz oftmals einhergehenden weitreichenden wirtschaftlichen Folgen eine 
große Rolle in der Praxis spielt und sich im Einzelfall die Frage stellen kann, 
wie sich nationale Regelungen über die Versicherbarkeit von Strafschadenser-
satz auf den internationalen Rechtsverkehr auswirken. Daran anknüpfend wird 
auf mögliche Entwicklungen in Richtung einer Einführung von Strafschadens-
ersatz ins deutsche bzw. französische Recht eingegangen. 

Im zweiten Teil der Arbeit wird der Frage der Behandlung von ausländi-
schem Strafschadensersatz vor deutschen bzw. französischen Gerichten nach-
gegangen – sowohl hinsichtlich der Anwendung ausländischen Rechts durch 
französische beziehungsweise deutsche Gerichte als auch der Vollstreckung 
und Anerkennung ausländischer Entscheidungen. Zu diesem Zweck wird zu-
nächst der Rechtsrahmen beider Länder daraufhin untersucht, ob Unterschiede 
im prozessualen Recht eine unterschiedliche Behandlung ausländischen Rechts 
rechtfertigen könnten. In einem zweiten Schritt wird auf die sich im internati-
onalen Rechtsverkehr im Zusammenhang mit Strafschadensersatz stellenden 
Fragen eingegangen, insbesondere die Qualifikation von Strafschadensersatz 
und die Vereinbarkeit mit den unterschiedlichen Ausprägungen des ordre 
public. 

                                                                    
45 So etwa Ebert, Pönale Elemente im deutschen Privatrecht, 2004, S. 276; Müller, Puni-

tive Damages und deutsches Schadensersatzrecht, 2000, S. 7 ff. 
46 Vgl. etwa die Überschriften von § 280 f. BGB. 
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Im abschließenden Kapitel des zweiten Teils wird der für die Praxis bedeut-
samen Frage nachgegangen, wie die nach der Rechtsprechung der Cour de cas-
sation bei der Anerkennung bzw. Vollstreckung ausländischer Entscheidungen 
über Strafschadensersatz vorzunehmende Verhältnismäßigkeit in der Praxis 
durch die Gerichte vorgenommen werden kann. 
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